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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Lenzer, Benz, Engelsberger, Dr. Franz, 
Hösl, Pfeffermann, Dr. Freiherr Spies von Büllesheim, Dr. Stavenhagen, 
Schröder (Lüneburg), Frau Dr. Walz, Weber (Heidelberg) und der Fraktion der 
CDU/CSU 

- Drucksache 7/1825 - 

betr. Forschungspolitik und gesellschaftliche Bedürfnisse 


Der Bundesminister für Forschung und Technologie hat mit 
Schreiben vom 1. April 1974 die oben bezeichnete Kleine An- 
frage betr. Forschungspolitik und gesellschaftliche Bedürfnisse 
wie folgt beantwortet: 

1. Was hat die Bundesregierung unternommen, um die von ihr 
vielzitierte Neuorientierung der Forschungspolitik an den ge- 
gesellschaftlichen Bedürfnissen durch Festlegung klarer Ziele 
verständlich zu machen? 

Die Bundesregierung hat ihre forschungs- und technologiepoli- 
tischen Ziele kürzlich in der Antwort auf die Große Anfrage der 
Fraktionen der SPD, FDP - Drucksache 7/1279 - zusammenge- 
faßt und in der Debatte im Deutschen Bundestag am 21. März 
1974 erläutert. 

Im einzelnen stellt die Bundesregierung ihre forschungspoliti- 
schen Ziele insbesondere dar im Bundesbericht Forschung, der 
zuletzt 1972 veröffentlicht wurde, in Fachprogrammen sowie in 
forschungspolitischen Erklärungen des Bundesministers für For- 
schung und Technologie. Beispiele für solche Programme der 
Bundesregierung und für forschungspolitische Erklärungen des 
Bundesministers für Forschung und Technologie sind 

— das 4. Atomprogramm der Bundesrepublik Deutschland 1973 
bis 1976 

— das Rahmenprogramm Energieforschung 1974 bis 1976 

— „Prioritäten und Grenzen staatlicher Forschungsförderung", 
Rede vor der Deutschen Physikalischen Gesellschaft in Ham- 
burg am 26. September 1973 

— ■ „Wissenschaft und Wirtschaft", Rede vor dem Bundesver- 
band der Deutschen Industrie in Köln am 20. November 1973 

— „Technologische Forschung und Entwicklung des Arbeits- 
lebens", Rede auf dem 20. Arbeitswissenschaftlichen Kongreß 
in Köln am 12. März 1974. 

Darüber hinaus ist die Öffentlichkeitsarbeit des Ministeriums 
darauf ausgerichtet, mit Berichten, Broschüren, Informationsver- 
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anstaltungen und Interviews der interessierten Bevölkerung 
Ziele und Maßnahmen der Forschungspolitik nahezubringen. 


2. Welche Studien und Gutachten wurden vergeben, und welche 
Arbeitsgruppen des Ministeriums beschäftigen sich mit der Fest- 
legung des Bedarfs der Gesellschaft und dem Beitrag der For- 
schung und Technologie hierzu? 

Die Auseinandersetzung mit der Frage des Bedarfs und dem 
möglichen Beitrag von Forschung und Technologie ist Bestand- 
teil aller Programme und aller größeren Projektentscheidun- 
gen des Bundesministeis für Forschung und Technologie. Ver- 
antwortlich hierfür sind die jeweils zuständigen Arbeitseinhei- 
ten des Ministeriums; die „Festlegung des Bedarfs" geschieht 
nicht losgelöst von der praktischen Förderung. Jedoch wurde 
Ende 1973 zur zusammenfassenden Verfolgung prognostischer 
Fragen im Ministerium ein besonderes Referat geschaffen. 

Zur Früherkennung gesellschaftlicher, technologischer oder 
wirtschaftlicher Entwicklungen - also des mittel- und langfristi- 
gen Bedarfs - greift das Ministerium auf den Sachverstand der 
Wissenschaft, der Wirtschaft und insbesondere auch der For- 
schungszentren zurück; die Arbeitsgemeinschaft der Großfor- 
schungseinrichtungen - AGF ~ hat soeben eine „Programm- 
gruppe Angewandte Systemanalyse" gebildet. Wegen der Be- 
deutung und der Schwierigkeiten dieser Aufgabe ist auf Seite 6 
der genannten Antwort (Drucksache 7/1279) zu verweisen. 


3. Welchen gesellschaftlichen Nutzen hat nach Ansicht der Bun- 
desregierung die Weltraumforschung, und wie beurteilt sie ins- 
besondere den bisherigen und geplanten Umfang der Welt- 
raumausgaben unter diesem Aspekt? 

Die Bundesregierung hat ihre Weltraumaktivitäten in enger Ab- 
stimmung mit ihren europäischen Partnern in erster Linie auf 
unmittelbar bedarfsorientierte Anwendungsmöglichkeiten aus- 
gerichtet. Hierzu gehören vornehmlich 

— Nachrichtenübermittlung, 

— Erderkundung, Hilfen für die Suche nach Rohstoff- und Nah- 
rungsquellen, Feststellung von Umweltveränderungen, 

— Wettervorhersage, 

— Navigationshilfen in der Luft- und Seefahrt, 

— Technologien unter Weltraumbedingungen (das SPACELAB 
wird auch hierfür ein neuartiges Instrument darstellen). 

Doch ist auch die Verwendung von Raumflugkörpern für die 
Grundlagenforschung (extraterrestrische Forschung) weltweit 
eingeführt und anerkannt; sie soll auch der deutschen Forschung 
in angemessenem Umfang zugute kommen. 

Ein politischer Nutzen der Weltraumforschung liegt in der Ver- 
festigung und Ergänzung der internationalen Zusammenarbeit 
innerhalb Europas und mit den USA. 


2 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCksache 7/1957 


Die Bundesregierung betrachtet das erreichte Ausgabenvolumen 
der Weltraumforschung und -technik und die geplanten Finanz- 
mittel mit Zuwachsraten um 10 v. H. als notwendig und aus- 
reichend. Die europäische Trägerentwicklung kann und wird 
dabei allerdings - nach eingehender Abstimmung im europäi- 
schen Rahmen - nicht mehr mit der früheren starken Betonung 
fortgesetzt werden. 

Ergänzend ist auf die Seilte 13 dei yendiiiiLen Antwort (Druck- 
sache 7/1279) und auf die Erörterung der Weltraumpolitik der 
Bundesregierung in der Sitzung des Bundestagsausschusses für 
Forschung und Technologie und für das Post- und Fernmelde- 
wesen vom 13. März 1974 zu verweisen. 


4. Die Bundesregierung weist in ihrer Antwort auf die Große An- 
frage der SPD, FDP zur Forschungspolitik darauf hin, daß sie 
neue gesellschaftsbezogene Programme vorlegen will. Sie sagt: 
„Die Bundesregierung arbeitet an Programmen, welche die 
Humanisierung der Arbeitswelt mit Hilfe von Wissenschaft und 
Technik, die Technik im Dienste der Gesundheit sowie kommu- 
nale Technologien zum Inhalt haben. Sie bereitet eine gezielte 
Förderung der anwendungsbezogenen Gesellschaftswissenschaf- 
ten vor“. Warum hat die Bundesregierung Energie- und Roh- 
stofforschung zum damaligen Zeitpunkt nicht als gesellschafts- 
politisch relevant betrachtet und bei ihren Planungen einbe- 
zogen? 

Die Frage gibt den einschlägigen Inhalt der Antwort auf die 
Große Anfrage (Drucksache 7/1279) unvollständig und damit 
entstellt wieder: 

Die in der Frage zitierte Stelle (Seite 1 der Antwort) bezieht 
sich ausdrücklich nur auf „neue" gesellschaftsbezogene Pro- 
gramme und Schwerpunkte, welche die bisherigen Förderungs- 
programme ergänzen. An anderer Stelle (Seite 5) der Antwort 
ist ausführlich dargelegt, daß und wodurch die Bundesregierung 
die Sicherheit der Energieversorgung, die Erschließung neuer 
Roh- und Grundstoffe, Werkstofforschungen sowie die Wieder- 
gewinnung von Stoifen fördert. Dabei werden in der Antwort 
unter anderem bereits die Gesichtspunkte der rationellen Ener- 
gieverwendung, der Verringerung der Importabhängigkeit und 
der Kohlevergasung hervorgehoben. 


5. Was versteht die Bundesregierung unter „einer gesellschaft- 
lichen Prüfung und Begleitung" von Vorhaben, die die mensch- 
liche Umwelt und die Lebensgewohnheit tiefgreifend ändern 
können? 

Die Bundesregierung spricht in ihrer Antwort von „gesell- 
schaftswissenschaftlicher", nicht „gesellschaftlicher" Prüfung 
und Begleitung. Sie versteht hierunter die Erfassung und Ab- 
schätzung von Folgen, Neben- und Wechselwirkungen wissen- 
schaftlicher und technologischer Entwicklungen in allen davon 
möglicherweise berührten Bereichen des Lebens und der Gesell- 
schaft. Ihr Ziel ist, bedenkliche Entwicklungen frühzeitig wahr- 
zunehmen, Fehlentwicklungen vorzubeugen und bedarfsgerech- 
te Technologien zu erarbeiten. Dabei sind Sozialindikatoren 
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nützlich, für die die Bundesregierung kürzlich eine erste, als 
„Gesellschaftliche Daten 1973" bezeichnete Bestandsaufnahme 
veröffentlicht hat, auch um zu einer öffentlichen Diskussion 
anzuregen. 

Zur Veranschaulichung zwei Beispiele: 

— Im Zusammenhang mit dem Projekt einer Hochleistungs- 
schnellbahn hat der Bundesminister für Forschung und Tech- 
nologie Untersuchungen eingeleitet, die den Bedarf nicht 
nur aus der Sicht künftiger Betreiber und spezifischer Benut- 
zer, sondern auch vom Standpunkt breiter Bevölkerungs- 
gruppen prüfen und auch die Auswirkungen der Trassen- 
führungen auf die wirtschaftliche Struktur und die Kommu- 
nikationsmöglichkeiten der Menschen in den betroffenen 
Gebieten einbeziehen. 

— Ähnliche Untersuchungen betreffen ein bedarfsgesteuertes 
öffentliches Straßennahverkehrssystem („dial a bus"- 
System), Sie sollen zeigen, ob Nahverkehrsmittel, die die 
Benutzer in weniger Verkehrsdichten Gegenden bei Bedarf 
abrufen können, akzeptiert werden und eine attraktive und 
wirtschaftliche Alternative zum eigenen Personenkraftwa- 
gen darstellen. 

Ergänzend verweise ich auf die Antwort zu Frage 1 1 . 


6. Hat die Bundesregierung die positiven und negativen Auswir- 
kungen des technologischen Großprojektes „Weltraumlabor" im 
Vergleich zur „Europäischen Trägerrakete" untersuchen lassen, 
und wo sind die Ergebnisse dieser Untersuchungen erhältlich? 

Die Bundesrepublik Deutschland ist an beiden technologischen 
Großprojekten beteiligt; an der europäischen Großträgerent- 
wicklung freilich mit einem wesentlich niedrigeren Beitrags- 
anteil. 

Gegen das Großträgerprojekt sprachen insbesondere die 
Gründe 

— des zu kleinen Marktes 

— des Zugangs zum Trägerpotential der USA 

— des technologischen Abstands der EUROPA III - Entwick- 
lungen von modernen Entwicklungen wiederverwendbarer 
Systeme. 

Für die Beteiligung am SPACELAB sprachen 

— die Möglichkeiten zur Erschließung neuartiger Nutzungen 
des Weltraums 

— der Einstieg der Bundesrepublik Deutschland in die Entwick- 
lung wiederverwendbarer Weltraumsysteme, zugleich mit 
den USA, und 

— die Vertiefung der atlantischen Zusammenarbeit. 

Die Entscheidungen wurden in mehreren Erörterungen im 
Rahmen der Beratungsgremien des Bundesministers für For- 
schung und Technologie, durch Anhörungen von Experten sowie 
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in multinationalen Arbeitsgruppen vorbereitet. Eine zusammen- 
fassende Begründung der Entscheidung wurde veröffentlicht 
(Pressedienst des Bundesministeriums für Bildung und Wissen- 
schaft vom 27. Oktober 1972). Der Bundestagsausschuß für For- 
schung und Technologie und für das Post- und Fernmeldewesen 
hat die damit zusammenhängenden Fragen am 13. März 1974 
erörtert. 


7. Wie will die Bundesregierung den gesellschaftlichen Nutzen der 
Grundlagenforschung feststellen, und wie ist ihre Absicht in 
dieser Hinsicht zu verstehen, daß bei der zukünftigen Finanzie- 
rung der Grundlagenforschung der gesellschaftliche Nutzen 
maßgebend sei? 

Auch diese Frage spiegelt den Inhalt der genannten Antwort 
nicht zutreffend wider. Dort heißt es (Seite 2 der Drucksache 
7/1279), daß der Staat die Grundlagenforschung nachhaltig för- 
dert und weitgehend der wissenschaftlichen Selbstverantwor- 
tung überläßt, und daß die Bundesregierung erwartet, „daß der 
Gesichtspunkt des gesellschaftlichen Nutzens mit in Betracht 
gezogen wird, vor allem bei der Dotierung aufwendiger Be- 
reiche und Vorhaben". 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie hat sich 
hierzu ausführlicher in seinem Redebeitrag zur abschließenden 
Beratung des Bundeshaushaltsplans 1974 und vor allem in seiner 
Rede vor der Festversammlung der Max-Planck-Gesellschaft 
am 29. Juni 1973 geäußert. 

Ich beschränke mich auf die Wiedergabe folgender Passagen: 

„Ich halte die Förderung der Grundlagenforschung für dringend 
notwendig, obwohl ein unmittelbarer, aufzählbarer Nutzen hier 
weder vorhergesagt noch kurzfristig nachgewiesen werden 
kann. Die Befriedigung des menschlichen Erkenntnisdranges, 
die Erweiterung unseres Wissenshorizontes, die Vertiefung und 
Festigung unserer Orientierung in dieser Welt sind hinreichende 
Legitimation für die Förderung der Grundlagenforschung". 

„Nun läßt sich der Rahmen der Rechtsfertigung für die Förde- 
rung der Grundlagenforschung natürlich noch weiter spannen: 
Herr Kollege Leussink hat an dieser Stelle, als er die Verant- 
wortung für die Forschungs- und Technologiepolitik trug, zu 
Recht darauf hingewiesen, daß Grundlagenforschung auch die 
Funktion eines „Humusbodens" für weitere Erkenntnisse haben 
kann. 

Man kann auch einen weiteren Aspekt hinzufügen, weil ja 
neuerdings insbesondere von der jungen Generation nach der 
gesellschaftlichen Relevanz von Grundlagenforschung gefragt 
wird. Man braucht hier nicht erst auf die gesellschaftliche Rele- 
vanz der kopernikanischen Wende im Weltbild des 16. Jahr- 
hunderts zu verweisen. Otto Hahn hat sich bei seinen Unter- 
suchungen, die zur Entdeckung der Atomspaltung führten, wohl 
kaum von dem Willen leiten lassen, einen wie auch immer defi- 
nierten gesellschaftlichen Bedarf befriedigen zu wollen. Aber 
die Ergebnisse seiner Arbeit und deren Umsetzung haben eine 
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Relevanz für unsere Gesellschaft, die wir vermutlich noch gar 
nicht voll übersehen " 

„Einige naturwissenschaftliche Disziplinen benötigen inzwischen 
für ihre Arbeit einen derart hohen Einsatz technischer Hilfs- 
mittel, daß sich die Frage nach der Vertretbarkeit dieser Auf- 
wendungen von selber stellt. Bei knappen Mitteln muß auch in 
der Grundlagenforschung verstärkt der Versuch gemacht wer- 
den, Kosten und Nutzen der Projekte miteinander zu verglei- 
chen, und ich bin der Meinung, gerade die selbst in der For- 
schung tätigen Wissenschaftler sollten sich bemühen, über den 
eigenen Fachbereich hinaus aus ihren Kenntnissen und Erfah- 
rungen dafür geeignete Verfahren mit zu erarbeiten." 

. .es stellt sich die Frage, ob nicht viele Wissenschaftsberei- 
che aus historisch leicht erklärbaren Gründen heute noch nicht 
die ihrer Bedeutung für die Gesellschaft entsprechende Beach- 
tung in der staatlichen Forschungspolitik finden. Ich denke hier 
vor allem an die Sozial wissen schäften im weitesten Sinne." 


8. Aus welchen Gründen sind die von der Bundesregierung seit 
Jahren angekündigten Leistungspläne zu allen Forschungspro- 
grammen bis heute noch nicht erschienen? 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hatte 1972 
im Zusammenhang mit dem Leistungsplan „Datenverarbeitung" 
die Veröffentlichung von Leistungsplänen für andere Förder- 
bereiche angekündigt. Er hat die Erstellung und Veröffent- 
lichung eine Zeitlang zurückstellen müssen, um mit der vorhan- 
denen Arbeitskapazität andere vordringliche Aufgaben zu er- 
ledigen. 

Heute sind die beiden Leistungspläne „Transport- und Ver- 
kehrstechnologie" und „Technik für Gesundheit, Ernährung und 
Umwelt" weitgehend fertiggestellt. Sie werden noch vor der 
Sommerpause veröffentlicht werden. Für die übrigen Programm- 
bereiche sollen Leistungspläne bis Ende 1974 vorliegen. 


9. Was versteht die Bundesregierung unter „mehr Planung in der 
Grundlagenforschung", und was hat sie unternommen, um die 
geforderte verstärkte Planungsaktivität auch zu erreichen? 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß eine Prioritätenset- 
zung in der Forschungspolitik nur über die umfassende Dar- 
stellung und Beurteilung der Planungen für die verschiedenen 
Forschungs- und Technologiebereiche möglich ist. Sie vertritt 
- übereinstimmend mit allen Beteiligten - die Auffasung, daß 
auch in der Grundlagenforschung mittel- und langfristige Pläne 
erarbeitet und fortgeschrieben werden müssen. Sie sollen ins- 
besondere Aussagen machen über künftige Schwerpunkte, über 
die benötigten finanziellen und personellen Mittel und über die 
erforderlichen Anlagen. 

Soweit Vorhaben der Grundlagenforschung Teil der unmittel- 
baren Förderung des Bundesministeriums für Forschung und 
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Technologie sind, gehen die entsprechenden Planungen in die 
Fachprogramme ein, so wie dies etwa im Vierten Atompro- 
gramm geschehen ist. 

Hinsichtlich ihrer allgemeinen Forschungsförderung hat die 
Bundesregierung die Einsetzung des DFG- „Senatsausschusses 
für die Vorbereitung und Koordinierung von Planungsentschei- 
dungen" und des MPG-„ Senatsausschusses für Forschungspoli- 
tik und Furschungsplanung" unterstützt und begrüßt. Sie sieht 
hierin ~ wie beispielsweise auch in den Verfahren für die Aus- 
wahl und Bewertung von Sonderforschungsbereichen - wirk- 
same neue Planungsansätze, um die Schwerpunktbildung und 
die Gewichtung zwischen den Disziplinen der Grundlagenfor- 
schung fortzuentwickeln und erforderlichenfalls Schlußfolgerun- 
gen für die Ausbildung von Wissenschaftlern zu erarbeiten. 

Im Entwurf für ein Hochschulrahmengesetz (Drucksache 7/1328, 
§ 68) hat die Bundesregierung vorgesehen, daß jede Hochschule 
einen mehrjährigen Hochschulentwicklungsplan aufstellt und 
fortschreibt, der unter anderem die Schwerpunkte der Forschung 
bezeichnet. 


10. Was versteht die Bundesregierung unter „demokratischer Fun- 
dierung" der Forschungspolitik? 

Sie versteht unter diesem Begriff insbesondere 

— die umfassende Unterrichtung des Parlaments über die 
staatlichen Förderungsmaßnahmen 

— Transparenz bei der Aufstellung, Durchführung und Kon- 
trolle der Förderprogramme 

— die Information und Beteiligung aller Interessierten, vor 
allem der betroffenen Bürger, Einrichtungen und Organisa- 
tionen bei der Vorbereitung forschungspolitischer Entschei- 
dungen 

— die Beteiligung der Mitarbeiter in den Forschungseinrich- 
tungen und Forschungsinstituten an den Planungen und Ent- 
scheidungen. 

Diese Maßnahmen sollen dazu beitragen, eine umfassende 

öffentliche Diskussion über Fragen der Forschungs- und Tech- 
nologiepolitik in Gang zu bringen mit dem Ziel, den Bedarf der 

Gesellschaft öffentlich zu artikulieren. 


11. Die Bundesregierung gibt in ihrer Antwort auf die Große An- 
frage der SPD, FDP (Drucksache 7/1279) an, daß „naturwissen- 
schaftlich-technische Programme künftig schon bei der Aufstel- 
lung, aber auch bei der Durchführung durch sozialwissenschaft- 
liche Untersuchungen auf ihre gesellschaftlichen Folgen durch- 
leuchtet werden sollen". Was ist unter Berücksichtigung dieser 
Aussage in bezug auf das Energieforschungsprogramm, das 
4. Atomprogramm, das Datenverarbeitungsprogramm und das 
Weltraumprogramm geschehen? 

Die gesellschaftswissenschaftliche Beurteilung und Begleitung 
von Forschungsprogrammen steht - nicht nur in der Bundes- 
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republik Deutschland - erst am Anfang, Die Bundesregierung 
konnte sich bisher kaum auf Vorarbeiten stützen. Daher müssen 
schrittweise Erfahrungen gesammelt werden. 

Auf dem Energiegebiet wird zur Zeit eine langfristige Bedarfs- 
studie im Zusammenwirken von Hochschulen, Forschungsinsti- 
tuten, Versorgungsunternehmen und staatlichen Stellen erar- 
beitet. Darin werden die gesellschaftlichen Implikationen eines 
zu hohen Energieverbrauchs einerseits und einer unzureichen- 
den Bedarfsdeckung andererseits untersucht. Ein zweites Bei- 
spiel sind Untersuchungen über Bürgerinitiativen in der „nuk- 
learen Kontroverse": über ihre Motive, ihren Informations- 
bedarf und Informationsstand sowie über die Möglichkeiten 
einer objektiven Auseinandersetzung mit ihren Anliegen. 

Im Zusammenhang mit dem Weltraumprogramm und den Ent- 
wicklungsarbeiten für die Nachrichtentechnologie werden Mög- 
lichkeiten und Konsequenzen von Fernsehrundfunksatelliten 
zur Nachrichtenversorgung der Bevölkerung untersucht. Die 
Untersuchung ordnet sich in die Arbeiten der Kommission für 
das Technische Kommunikationswesen (KTK) ein, an der alle 
politischen Parteien beteiligt sind. 


12. Ist aus der Aussage der Bundesregierung „das wichtige For- 
schungs- und Entwicklungspotential der Großforschungseinrich- 
tungen soll künftig einer am gesellschaftlichen Bedarf ausge- 
richteten Forschungspolitik dienen" zu folgern, daß dies bisher 
nicht geschehen ist, und wie beurteilt sie in diesem Zusammen- 
hang ihre Feststellung, daß die wissenschaftlichen und techno- 
logischen Aufgaben der Großforschungseinrichtungen „sozio- 
ökonomisch hoch zu bewerten sind"? 


Die erwähnte Aussage enthält keine Kritik an der bisherigen 
Ausrichtung der Großforschungseinrichtungen, Wie der textliche 
Zusammenhang (Drucksache 7/1279 Seite 8) zeigt, ging es - abge- 
sehen von dem Hinweis auf das bedeutende Potential der Zen- 
tren - um die Zielrichtung neu aufzugreifender Aufgaben. 

Eines der wichtigsten Ziele der Bundesregierung in der For- 
schungspolitik ist, die Forschungszentren - ein bis zwei Jahr- 
zehnte nach ihrer Gründung - in wachsendem Maße an neue 
Aufgaben heranzuführen und die organisatorischen und per- 
sonellen Voraussetzungen hierfür zu schaffen. Ein Vergleich 
der in den Programmbudgets der Zentren dargelegten For- 
schungsziele und Maßnahmen mit den forschungspolitischen 
Leitzielen der Bundesregierung zeigt deutlich die in den letzten 
Jahren erzielten Fortschritte, die die Bundesregierung auch 
schon in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage der CDU/CSU 
(Drucksache 7/862) zur Zukunft der Forschungszentren dar- 
gestellL hat. Die Programmbudgets der Zentren liegen dem 
Bundestagsausschuß iür Forschung und Technologie und für das 
Post- und Fernmeldewesen nahezu vollständig vor. 
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13. Ist der Bundesregierung bekannt, daß eine Vielzahl von Litera- 
tur in Deutschland wie auch in der gesamten Welt zum Pro- 
blem der Anwendung von Forschungsergebnissen vorliegt und 
daß auch insbesondere die OECD eine Vielzahl praktischer 
Vorschläge lür eine verbesserte Innovationsförderung gemacht 
hat, und welche Folgerungen hat sie aus der Literatur wie auch 
aus den Vorschlägen internationaler Organisationen für ihre 
praktische Politik gezogen? 


Die Bundesregierung kennt diese vornehmlich theoretischen 
Arbeiten; sie hat an den Studien und Vorschlägen der OECD 
mitgewirkt. Der Bundesminister für Forschung und Technologie 
ergänzt aus dieser Kenntnis und den bisherigen Erfahrungen 
heraus seine Forschungs- und Entwicklungsförderung unter 
anderem durch die folgenden innovationspolitischen Maßnah- 
men, die mit den Innovationsförderungsmaßnahmen des Bun- 
desministers für Wirtschaft abgestimmt sind: 

— Es wird die Gründung einer von der Wirtschaft zu tragenden 
Wagnisfinanzierungsgesellschaft vorbereitet, die mit staat- 
licher Risikoabsicherung die risikoreiche Umsetzung von 
Erfindungen in die An^vendung durch Kapital- und Manage- 
menthilfen erleichtert. 

— Mit einer Reihe von Beratungs- und Systemfirmen sind Gut- 
achterarbeiten und Arbeitsgespräche eingeleitet worden, um 
die Aufbereitung und Umsetzung von Ergebnissen staatlich 
geförterter Grundlagenforschung zu organisieren und zu be- 
schleunigen und damit Anstöße für das Aufgreifen zukunfts- 
sichernder Technologien durch die Wirtschaft zu geben. 


14. Wie beurteilt die Bundesregierung die Äußerungen des Mini- 
sters von Dohnanyi zur Industrieforschung „Die Industrie dürfe 
vom Staat nicht alleingelassen werden, wenn es um Forschung 
und Entwicklung gehe. Dies sei international anerkannt, des- 
halb distanziere er sich von der Anklageformel „Privatisierung 
der Gewinne, Sozialisierung der Verluste“, „Wir lassen uns 
nicht fangen, auch nicht von Sätzen, die wir selbst gelegentlich 
gesagt haben“ (Süddeutsche Zeitung vom 22. /23. Juli 1972) im 
Zusammenhang mit ihrer Antwort auf die Große Anfrage der 
SPD, FDP zum Gesamtbereich Erfolgsbeteiligung und Nutzung 
der Forschungsergebnisse? 


Die Bundesregierung sieht keinen Widerspruch zwischen der 
angeführten Äußerung und ihrer Forschungsförderungspolitik. 
Der Förderung industrieller Forschung und Entwicklung dient 
auch künftig ein bedeutender Teil der staatlichen Fördermittel. 
Allerdings bedarf das Rollenverständnis von Staat und Wirt- 
schaft mit dem Fortschreiten technologischer Förderprogramme 
der Überprüfung. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zur Erfolgsbeteiligung an 
öffentlich geförderten industriellen Forschungs- und Entwick- 
lungsvorhaben wurde in der Antwort auf die Große Anfrage 
der Fraktionen der SPD, FDP eingehend dargestellt (Drucksache 
7/1279, Seiten 10 f.). 
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